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Wer über das Vermögen des Volks zu

verfügenhat.

(Artikel 99 bis 104 der Verfassung.)
Wenn ein Mann mündig ist Und er setzt einen

Verwalter über sein Gut oder fein Vermögenem- dafm
chreibter ihm natürlich auch vor, wie er mit den Ein-

nahmen umgehen,und welcheAusgabener machenoder

unterlassensoll. Die Männer,die das ur Mitwirkung
bei der Gesetzgebungberufenepreußischeolk ausmachen,
find aber mündige änner; es ist also gar kein Grund
vorhanden, daß-diejenigen, die das-Vermögendes ganzen

Volkes bewirthschaften,ein anderes und großeresRecht
gben sollen, als die, welchedas Vermögeneines ein-

zelnen Mannes verwalten. Wenn wir uns freilichge-
fallen lassen,daß es nach den Leuten geht, die sich,und

zwar so mancher von ihnen gegen Bezahlung,in öffent-
lichenBlättern so gewaltigaufspreizen,als wenn sie die

allein Klagen im Lande und die einzigenwahrenFreunde
der Regierungwären,dann freilichware die Sacheganz
anders, Dann hätte die Regierung allein zu bestimmen,
wie viel von unserem Gelde und wofür es ausgegeben
werden soll. Dabei sagen sie

denn wohl: ,,Allerdings
muß die Regierung Eure A geordneten zuvor über alle

Ausgaben befragen, sogar über die, die sie für absolut
nothwendighält. Wenn aber (sagen sie weiter), Eure

Abgeordneten ihre Zustimmung verweigern, dann seid
Ihr allein daran Schuld, daß die Regierung dochEuer
Geld so ausgeben muß,wie sie selbst es für nothwendig
hält. Denn warum (so sagen sie),wähltJhr Abgeord-
nete, die immer auf ihren eigenenKon bestehen,und

die nicht«alleAusgaben für nützlichund nothwendig
halten, dle die,Herrn Minister dafür«ansehen?«
Natürlichist das eine sehrverkehrteRede. Aber doch
»iebtes Leute, die sanftmüthigoder furchtsamgenugsind,um dazu still zu«schweigen. Wir a er werden

und wollen nicht schweigen Denn vor allen Din en

wollen Evir unser Recht nicht ver«eben. Wir wo en

nicht leiden, daß ir end so ein bezaglterSchreiber, der

dochauch mir ein enschist, wie wir, sich zu unserem

Vormund aufwirft und uns sagt: »Ihr einfältigenLeute,
Ihr werdet Euch doch nicht einbilden, daß Jhr so klug
seid, wie ich! Jhr werdet doch nicht am Ende besser
wissen wollen als die Regierung,wozu Euer Geld aus-
gegeben werden muß!«

Es ist uns aber nicht blos um unser Recht, es ist
uns nebenher auch um unser sauer verdientes Geld zu
thun. Das Geld, das die Regierun ausgiebt, kommt
von unseren Abgaben her. Freilich ind diese Abgaben
durch alte Gesetzeoder auch durchneue Bewilligungen
unserer früherenAbgeordneten(nicht der jetzigen)fest-
gestelltworden. Wir müssensie also bezahlen,gleich-
viel, ob das Geld für nützlicheoder für andere Dinge
ausgegebenwird. Aber wenn es für Dinge ausgegeben
wird, die wir nicht für nöthighalten, so wissen wir auch,
daßüber kurz oder lang auch an dem Nothwendigsten
Mangelsein wird, und die Regierungwird dann natürlich
kommen und von unseren Abgeordnetenfordern,daßsie
wieder neue oder höhereA gaben aus unserer Tasche
bewilligensollen.

Natürlich

werdendiese
es nicht ,thun,

und wir sebst werden uns nicht einängtigen lassen und

nicht bei der nächstenGelegenheitandere Abgeordnete
von der Art wählen,wie sie vor zehn Jahren gewählt
wurden. Aber es wird auch dann an Liebedienern nicht
fehlen,und die werden sa en: »Die Ausgaben, die die
Regierung machen will, sindnun einmal nothwendig,
Jhr mögt das glauben oder nicht. Und darum müßt
Jhr das Geld dazu auch schaffen,Jhr mögt wollen oder

nicht. Zwar erlaubt die beschworeneVersfassungnicht,
neue oder höhereAbgaben ohne die Zu timmung der

Volksvertretungzu erheben. Aber es stehtauch keine
Silbe darin, daß Ausgaben ohne»ihreZustimmungge-
macht werden dürfen, IIUddoch Jst es Jahre lang ge-
schehen,weil die Minister es»fur nothwendighielten.
Denn Noth (sagenlsie)

kennt keinGebot und das Wohl
des Staates steht . öher, als die Heiligkeit eines Ver-

fassungseides.« » «

Wir haben sicherlicheine andere Meinung von dein,
was nothwendigist und was-. zum WohledesStaates
ereicht,als diese falschenFreunde der

RegierungiAuch
ßabenwir nach unserer Vernunft und unserer . eligion



einen anderen Begriff von der Heiligkeitdes Verfassungs-
eides Aber was hilft es, das Ende vom Liede ist doch:
»Wenn wir ruhig zusehen, daß nicht be-

willigte Ausgaben gemacht werden, so müs-
sen wir uns später auch gefallen lassen,
nicht bewilligte Abgaben zu bezahlen-«

Es ist daher sehr an der Zeit daßwir die falschen
Freunde des Königs und der»Regierung recht ernstlich
fragen, wem denn unsereHäuserund Aecker, wem unsere

Vorräthe, unsere Werkzeugeund unser Geld, wem endlich
unsere Arme und Beine und der Verstand in unserem
Kopfe gehört,ob das Alles uns gehörtoder den Beamten?
Jst es das Volk, dessenEigenthum der Acker und die

Häusersind, sammt Allem, was dazu gehört,oder sind
es die, welche berufen sind, daß sie die Geschäftedieses
Voltes nach Recht und Gerechtigkeit,nach Verfassung
und Gesetz nnd im Sinne und Geiste dieses Volkes ver-

walten sollen, welche man eigentlichals den Staat be-

trachten muß? Wohl gehörenMinister und Beamte
eben so «nt zum Volke, wie wir anderen Leute, und
wenn sie ihre Pflicht und Schuldigkeit thun, so

können
wir ihnen nicht dankbar genug dafür sein, un sie ver-

dienen dann auch ein ganz besonderesAnsehen und eine

ganz besondereEhre. Wenn sie aber blos nach ihrem
eigenen Kopf nnd nach ihrem eigenen Gutdünken
handeln wollen, dann thun sie ihre Pflicht nnd Schuldig-
keit nicht. Wenn sie sichüber das Volk stellen wollen,

sosagen sie-sich ja dadurch los vorn Volke, und machen
ich selbst zu Fremdlingen in unserem Lande.

«

Wenn übrigensjene falschenFreunde sagen, daßes

eigentlichein uraltes fürstlichesRecht sei, mit dem Ver-

mögendes Landes nach eigenem Ermessenschaltenzu
dürfen,so ist das einfachnicht richtig. Die deutschen
Fürsten haben in alten Zeiten nie eine selbstständige
Verfügung über das Vermögen des Landes, sondern
nur über ihr eigenes gehabt. Das eigeneVermögen
bestand aber in den Einkünften aus ihren Erbgütern,
aus gewissenGefällen,aus Strafgeldern und einigen an-

deren sogenannten Regalien Aus diesen Einkünften
sollten sie eigentlich die Kosten der ganzen Regierun
bestreiten. Aber dieselben reichten schon ziemlichftüg
nicht aus. Deshalb mußtendie Regierungen regelmäßig
die Stände um eine sogenannte Beihülfe bitten, deren

Betrag dann nach und nach viel größerwurde, als die
alten fürstlichenEinkünftees waren. Jene Hülfsgelder
wurden auch immer nur u bestimmten Ausgaben
bewilligt, und wenn die Stände glaubten, daß die fürst-
lichenRäthe sie nicht so verwendeten, wie sie sollten, so
ernannten die Stände selbst die Beamten, welche die
aus dem Lande fließendenEinkünfte erhoben und ver-

walteten. Natürlichkonnte auf solcheWeisekeine ordent-

liche und geregelte Wirthschaft zu Stande kommen,und
darum ist es auch eine Wohlthat für unser Land, daß die

Stände von der alten feudalen Art, wo, wie Uvch»heute
in Mecklenburg,nur die Rittergutsbesitzerund die Bin-ger-
meister eine Stimme hatten, durch den großenKurfürsten
zu Grabe gebrachtsind. Wir wollen auch nichtzulassen,
daß unsere neumodischenReaktionäre und Konservativen

sie zum Schaden für König und Volk wieder von den
Todten auferwecken. Wir wollen die alte schlechte
Ordnung nicht wieder haben. Dagegen aber halten
wir umso feste-r an der neuen guten Ordnung,
und wir wünschen nicht, daß diese ute Ord-
nung blos auf-dem Papier der Verfassunsteht.
Nach unserer Verfassungsollen die Minister und eamten
des Königs die Steuern und Abgaben erheben und ver-

walten. Aber sie sollen nicht mehr erheben, Uftd

sie-sollen von dem erhobenen Gelde nicht mehr
und nichts zu ander-en Zwecken ausgeben, als
von den erwählten Vertretern des Volkes gut ge-
heißenwird.

So steht es in den Artikeln 99 bis 104 der

beschworenen Verfassung, Und diese Artikel sollen

nnddmüssen eine Wahrheit Und Eine Wirklichkeit
wer en.

Politische Wucher-schau-
Pteußen. Die zweite Kammer hat sich am Sonnabend

den 18. d. M. mit der Regierungsvorlageiiber die Erwei-

terung der Statuten der preußischenBank, durch welchedie-

selbe ermächtigtwerden sollte, auch in nichtpreußischendeut-

schen Staaten Zweig-Anstaltenzu errichten,beschäftigt.Nach
einer eingehendenDebatte, in welcher ganz besonderes Ge-
wicht auf die Nachtheile gelegt wurde, welchedasMonopol
der preußischenBank mit sichbringt, wurde der Gesetzentwurf
einer Kommission zur Vorberathung überwiesen. Eine Ver-
lage der Regierung, betreffend die gesetzlichenBeschränkungen,
welche der Niederlassung in der Nahe der Staatswalduu en

auf dem linken Rheinufer entgegenstehen, wurde von er

Kammer in so veränderter Gestalt angenommen, daß die

Regierung wahrscheinlichihre Beistimmung nicht ertheilen
wird, und deshalb fürs Erste keine Aenderung eintreten

wird. Das Gesetz über die Aufhebung der Mosisteuer wurde
von der Kammer angenommen. ,

Die gewählteKommission, welche einen vorläusi en Be-
richt über die Finan lage des Staates erstatten soll,«at ihre
Arbeiten so weit voilendet,daß man mit nächsteinder Ver-

theilung des gedrucktenBerichtes entgegenstehi.Die An-

träge,welche die Budget-Kommission·in Folge dieses Be-
richtes beim Abgeordnetenhausestellenwird, lauten:»Das Haus
wolle beschließen,der Staatsregierung gegenuberzu erklaren:

I. Jn dem vorgelegten Staatshaushalts-Etat ist eine

richtige Vertheilungder Staatsaus· aben nicht zu erkennen.
Il. Der Militär-Etat bedarf.einer wesentlichenUm-

gestaltung und Ermäßigung. - «

»

Ill. Für produktive Zwecke, Stromregulirungen,Wege-
bauten, Landesmeliorationen, für Unterricht und Wissenschaft,
desgl. für Verbesserung der Gehälter der Lehrer, der Sub-
altern- und Unterbeamten sind größereSummen wie bisher
zu verwenden.

·
. » »

«

IV. Der gegenwärtigeZeitpunkt ist geeigneteine Re-

form und Ermaßigungdriickender oder zweckwidrigangelegter
Staatskosten, namentlichdie Herabsetzungder Gerichte-
koften und des Briefporto s und die lufhebung des

Sal monopols in Angriff»zu nehmen.
Is. Die Gebäudesteuerist unter Ueberlassutlg des Ueber-

schussesan die Gemeinden auf den ursprünglichVeranschlagten
Beim von 2,843,260 This. jährlichfestzustellen

lv . Es ist eine gesetzlicheUmwandlun derKlassen-Uud

Einkommensteuer dahin vorzunehmen- da die Anzahl VVU

Monatsraten, welchezur Deckung des Bedarfs zu erheben



sind inner ag, des e etzkichenMaximums von 12 Monats-

rateszjähriihchdurch dgszudgetfestgestelltwird.«

Die Berakhung über die.wichtigeFrage wegen der Geld-

fvrderungemwelche die Reslenmg zum Zweck VVU Eisenbahn-
akbeiten gestellt hat, Ist auf Antrag des Grafen Schwerin
verta t worden, bis dass Haus durch-»Bera·thungdes oben-

erwämten Berichtes der BudgetkommissionsicheinBild von

der Finanzlagedes Staates verschaffthat. ir lassen hier
folgen, ioas dieliiiBerlin erscheinende»Lib»eraleKorrespon-
denz-« iiber diesen Gegenstandsagt. Sie schreibt: »Es ist
eine alte Lehre aller Verfassungsstaaten, und sie ist durch
vieleErfahrungen aller Zeiten und Völker als richtig bewie-

sen, daß die Volksvertretung einer Regierung, welche ihr Ver-
trauen nicht besitzt, keine weiteren Geldmittel bewilligen darf.
Diese alte und bewährteLehre ist bei Uns Wohl Um so Mehr

U beherzigen, ais die Regierung seit drei Jahren über die

Zwitteldes Staates ohne ein verfassungsmäßigzu Stande

gekommene-IBudgetgesetzverfügt. Es erscheint unter diesen
Umständenso einfach, derselben nicht durch die Bewilligung
vvtl Neuen AnleihenaußerordentlicheGeldinittel in die Hand
zu geben,daß man nicht begreift, wie der geringste Zweifel
daruber herrschenkann, welche Entscheidung man im vor-

liegendenFalle zu treffen habe. Diese Ansicht von der Noth-
wendigkeit, einer Regierung, welcher man nicht volles Ver-
trauen schenkt,keine außerordentlichenGeldmittelzu bewilli-

gen,ist übrigens auch in Preußen nicht neu. Das Volk hat
e in Preußen schon vor LZ Jahren mit Beeisterung be-

gküßk,«indem
es den Beschluß des vereinigtenandtags, als

ieser die Anleihe für die Ostbahn ver-war , zu dem seinigen
machte. Die damals in Frage stehendeEisenbahn nach Ost-
preußeuwar entschiedenwichtigerfür die Entwickelungeiner

anzen Provinz und wichtigerfür die allgemeinenStaats-

interessendurch die Stärkungder allgemeinenLandesvertheis

digungfals esdie heut projektirten Bahnen für den Staat
im A gemeinenFind für die-—wirthschaftlicheIEntwickelungder

betreffendenKreise-insbesonderesind,·und dennoch schwankteder

vereinigtesLandtag damals keinen Augenblick,die Anleihezu die-

sem Bau zu verweigern,und Niemand, am wenigstenaber, und
u ihrer Ehre seies gesagt,die Bewohner der Provinz Preußenfandendieses ungerechtferti t oder auch nur unbillig. Jm

Gegentheil, Malt hielt cö fürganz-natürlich,daß der Ver-

einigte Landtag auf dieseWeise versuchenwollte, die Regie-
rung zur Anerkennungder Rechte des Landes zu bewe«en,
die demselben nach feierlichen Versprechungenauf eine er-

fassungzuständen.Seit jenem denkwürdigenVotum des ver-

einigten Landtags sind achtzehnJahre vergangen, während
welcher Zeit das absolute Preußen in einen konstitu-
tionellen Staat, wie damals der vereiiiigteLandtag leider

vergeblich verlangte, verwandelt worden ist. Und wiederum
steht heut vor der Landesvertretungdie Frage, ob sie zur Wah-
rung dieser Rechte von dem Mittel der Verweigerung von

Geldern, selbst solcher, welche, wie bei der Forderung vor

Jahren, zu einem an sichnützlichenZweck bestimmt sind,
Gebrauchmachen sollte. Wir sind keinen Augenblickzweifel-
hflfkh»welchesdie Entscheidung sein muß und sein wird, die
die Jerlketekdes Volkes treffen werden, denn siewerden ein-
gedenkleIU lenes Votums vor achtzehnJahren. Wir wissen
zwar- TMMancher·seine Stimme erheben wird und sagen,
man dukfe dle materiellenJnteressen nicht verletzen zum Besten
des Rechtees Wlk aber meinen, das Recht eben it die

Grundlagealler materiellen Interessen, und nur aufihm

schensie sikpekKIND»fest- Deshalb ist der Kampf für das
editUnd ka dle

YekfessuvpkeinKampf für ein wesenloses
Gebilde-sondernein KAMP fut recht reifbare Interessen,
fur das materielle WohlergehenAller. Haßdies so ist, das

wird freilich selbst im Angesichtder Militärfrage,die den

Konflikt erzeugt hat, von der konservativen Partei noch ge-
leugnet, obgleich die materiellen Interessen, die dabei in Frage
stehen, doch wahrlich greifbar genug sind. Sie versuchenden

Beweis des Gegentheils damit zu liefern, daß trotz des Ver-

fassungskonfliktesdie materielle Entwicklung des Landes ruhig
fortschreitet. Das beweist aber weiter nichts, als daß der

Rechtsstreit im Volke wenigstenskeinen revolutiären Charakter
angenommen hat, und daß die Anklage gegen die liberale

Partei, daß sie nur an Revolution denke, ganz unbegründet
ist. Gerade sie will durch die friedlicheGeltendmachuiig des

Rechts jeder revolutionären Bewegung den Stoff entziehen-
ebenso wie der vereinigteLandtag 1847 versuchthatte, wenn

auch leider vergeblich,der revolutionären Beivegun den Stoff
zu entziehen. Das Volk-begreiftdiese große qufgabeder

Volksvertretung und weiß sie zu würdigen, und die Volks-
vertretung hat deshalb den Vorwurf der Vernachlässigung
der materiellenInteressen von Seiten des Volkes durchaus
nicht zu fürchten. Dasselbe weiß, daß der Grund der
Versagung der Gelder das Recht und die Verfassun
ist, und daß die Volksvertretungdabei nur einein Dru
folgt, welchen·derVerfassungskonfliktauf sie ausübt.
»DieJustizkommission des Abgeordnetenhauseshat die

Petitionenwegen Aufhebungder Wuchergesetzeder Regierung
mit 9 gegen 3 Stimmen zur Berücksichtigungüberwiesen-Das Abgeordnetenhaushat in seiner Sitzung am 22. d. M.
auf den Antra» der betreffendenAbtheilungdie im 9. Oppel-
ner Wahlbezir e stattgefuiidenenWahlen der Graer Siek-
storpff und des Herrn Pfarrer Mader für nngültig erklärt.

Jn Zinten hat ain 21. d. M.«die Nachwahl für den
AbgeordnetenSaucken-Julienfelde stattgefunden. Es wurde
der Kandidat der konservativen Partei, Herr von Tettau,
mit 167 gegen 166 Stimmen gewählt,welcheauf den Kandi-
daten der liberalen Partei, Herrn Donglas, gefallen sind.

Die Nichtbestätigungdes in Sag an zum Senator

YwahltenRentiers Köhlerist vom Oberpräsidium der

rovinz aufrecht erhalten worden. Die Stadtverordneten zuWitten haben den Apotheker F. Bädecker," dessen Wahl
schon zwei Mal von der Regierung nicht bestätigtworden
ist, von Neuem zu Beigeordnetengewählt.
» Nassatu Das Gesuch der Eigenthümerder Mittelrhei-

nischenZeitung, das Verbot dieses Blattes aufzuheben, ist
von der
Regierunggabschlägigbeschiedenworden«

Oesterreich. ie es heißt,wird der«Belagerungszustand
in Galizien nächstensaufgehobenwerden, und zugleich er-
wartet man eine Amnestie für solche,die wegen politischer
Vergehen zu Strafen von weniger als einem Jahre ver-

urtheilt sind.

,

Das SalzmonopoL
Wir haben schon früher unseren Lesern die nachtheili en

Folgen,welchedas Salzmonopol mit sich bringt, vorgefügrt
Wir kommen heut, wo der dem Abgeordnetenhausevorlie-

gende Antrag auf Aufhebun«dieses Monopvls der Ange-
legenheit ein erhöhtesInteressezugewendet hat, auf diesen
Geienstand zurück,und theilen unseren Lesernaiis der soeben
ers ieiienen 2. Auflage der Schrift des AbgeordnetenKerst:
»Das Salzmonopol in seinenWirkungenbeleuchtet«,das mit,
was der Verfasser über die Bedeutungdes Salzes bei der Er-

nährun der Menschenund der Thieresagt. Das Blut ist, nach
seiner s

usführun ,
der Baustosf surden Körperses erzeugt alle

Organe, die feinstenNerven wie die starren Knochen,die es

sämmtlichstetig erneuert Die Zusammensetzungdes Blutes
ist nicht immer genau dieselbe,wie sich dies»schon aus der

Verschiedenheitder Nährstoffeableiten läßt; im Mittel aber
kann man annehmen,daß dasselbebesteht aus-



2 Theilen Faserstosf,
131 » Blutkörperchen,

71 » Eiweiß-
5

» Chlorverbindungem
2

» Fett,
789

» Wasser.
1000 Theile.

Die ersten drei genannten»Stosfesind StickstossåVerbins
dungen, die letzteren drei stiekstofffreieDurch die schnelle
Blutzirkulation im Körper wird der nöthige Stoffwechsel
unterhalten. Das Blut selbstwird erneuert durch die Be-

standtheile der Nahrungsmittel, die der Körper zu sichnimmt.

Durch diesen konstant stattfindenden Wechsel ist reichliche
Blutbildung oder Mangel an Blut bedingt, d. h. es hän t
davon ab, ob der thierischeKörper gesund ist, gutes Fleis ,

gute Wolle, eine gute Haut hat; oder ob Mangel an Blut
und daher Mangel an Stoff für die Erhaltung und Er-
neuerun des Körpers vorhanden, ob er ungesund und u

Krankgeitengeneigt ist. Von der größtenWichtigkeitist
es, da die Nahrun smittel im Körper gut verarbeitet und

ausgenutzt werden Fürdie Blutbildung Die Verdauung
wird bekanntlich gefördertdurch die gehöri·e Vermischungder

Absonderungen der Speicheldrüsen, der Magenschleimhciuth
der Galle und der Bauchspeicheldrüse.Es giebt nur einen

Stoff, der, selbst nur in geringem Maße den Nahrungs-
mitteln hinzugefügt,jene Absonderungen,welcheKochsal oder

dessenBestandtheileenthalten, erhölt: es ist dies dasv hlok-
natrium oder Kochsalz. Durch s eimis un des Salzes
wird in dieser Weise eine bessere und s ne ere Zersetzung
der genossenenNahrungsmittel herbeigeführt die in letzteren
enthaltenen blutbildenden Theile werden vollkommen abgeson-
dert, es gehen nicht so viele»Theileder Nahrungsmittel un-

verdaut verloren. Durch die raschereZersetzungder Nah-
rungsmittel kehrt früherder Hunger zurückund der Körper
ist im Stande, rösiereMengen Nahrungsstosfeaufzunehmen,
eine reichlichereD lutbildung und dadurch reichlicherenFleisch-
und Fettansatz,sowie eine reichlichereMilch- und Wollbildung
herbeizuführen.Jm Blut spielt das Wasser eine große Rolle,
wie man aus der obigen Blutanalyse ersieht. Salz reizt
zum Durst, also zur Aufnahme von Wasser, das ferner auch
die Entleerung des Körpers von den Auswurfsstoffenfördert.
Das Salz ist ferner, wie die Blutanalyse ergiebt, ein fester
Bestandtheil des Blutes, zum Aufbau und der Erneuerung
aller Organe des Körpersnöthig; es kommt nicht blos im

Blut, sondern auch im Fleisch, Fett, in den Knochen und

Knorpeln vor, und we en dieser Bedeutung für den thierischen
Körper könnte man mit Moleschott das Kochsalzschlechthin
auch Knorpelsalz nennen. Der genosseneUeberschußvon

Salz wird mittelst der«Nieren und zum Theil durch den
Darmkanal aus dein Körper ausgeschieden.

Was nun die Nahrungsmittel selbst anbelangt,so sagt
der Verfasser: der Werth eines Nahrungsmittels wird bedingt,
von den Salzen abgesehen,durch die enge der in demselben
enthaltenen Prote«instoffeund Kohlenhydrate(Zucker, Stärke
oder Fett), sowie durch das Verhaltniß,in welchem diese
Stoffe zu einander sich in dem Nahrun smittel besinden.
Werden in diesen Beziehungen die mens lichen Nahrungs-
mittel mit einander verglichen,so kann man setzen:

100 Pfd. frisches Ochsenfleisch= 150 Psd. Schweinefleisch,
= 163 « Roggenniehl,
= 134

, Weizenmehl,
= 612 , Kartoffeln,
= 200

, Milch,
= 150

, Eier.

Das· Jdeal aller Nahrungsmittel
gute Milch enthältdurchschnittlich-

-9
«

,

1,2vZixiils sStickstpffhaitkg

s Sticksiofffkei

ist die Milch, denn

4,3 s Milchzucker
3·2 Butterer
0,7 Salze, -

87,6 Wasser.
100

Wird Milch bei Luft utritt verbrannt, o ndet man in
der Ascheübrig: Kali, DziatromKalk, Bittferergeund Eisen-
oxyd, wie auch Phosphorsäure,Schwefelsäureund Chlor.
Alle genannten Nahrungsmittel ohne Salz genossenschmecken
bekanntlich sehr fade; in das Geschmacksorganhat die Natur
den Anreiz zum benöthigtenSalzgenusse gelegt, damit die

genossenenSpeisen Irr gehörigenZersetzunggelangen und
die Entleerung der uswurfsstoffe gefördertwerde. Salz-

gfeziußmehrtden Durst und reizt somit zur Versorgun des
«

orpers mit der nöthigenWassermenge. Eine großeIlienge
innerer Krankheiten, wenn nicht die meisten, rühren von

schlechterVerdauungund von Verstopfung her. Große Sterb-
lichkeit ist meist eine Folge schlechter und schlechtzubereiteter
Nahrungsmittel Gehöriger Salzgenuß ist eine Bedingung
der Gesundheit.

Wie viel Salz ein Mensch jährlichkonsumireu musi, um

sich gesund und arbeitsfähigzu erhalten,ist auftheoretischem
Wege schwerzu-bestimmen; es hangt das zu sehr von den

Nahrungsmitteln,welchegenossenwerden, ab. Jni Allgemei-
nen hat man geglaubt, 1-—11X2pCt. des Gewichts der ge-
nossenenSpeisen anneh enszu·dürfen, weil bei diesemSalz-
irsatze die keinzelnen

«

ahrun stirittel schmackhaft werden«
älnterdieserVoraussetzungwür en für einen Menschen durch.
schnittlich15—19 Pfd. Salz jährlicherfordert werden, und
das stimmt ziemlich gut mit der Erfahrung überein.
Auch in England, ivo der Genuß des Sa es nicht durch
Steuernzbeschränkhunddasselbe sehr billig it, rechnet man

im Minimum·15 Pfdi pxpi--K»opf.Wir dürfen dabei nicht
außerAcht lassen, daß die armeren Kla en in England,
d. i. die Mehrzahl der Einwohner, im A gemeinen be eke

Nahrungsmittelgenießenals unsere arbeitende Klasse; s ou

die Verpflegung eines Englischen Soldaten im Frieden ist
eine ganz andere-als die eines .-Preußischen,und sicherhängt
das mit den Anschauungen Und Etfahklmgenzusammen,die
man im Volke selbst von dem zur Ernährungeines Menschen
Venöthigtenhat. Aus der obigenVergleichungderNahrun s-

mittel würde folgen, daß Jemand, der nur Fleischgenösse,
mit 100 Pfd. Ochsenfleischebenso viel muskelbildende Sub-

stanz dein Körperzuführtals derjenige, welcher nur Kartoffeln
genösseund davon 612 Pfd. in demselbenZeitraum verzehrte.
Reichteeben 1 Pfd. Salz-hin, um 100 Pfd. O« Ienfleisch
genügendzu salen, so würde der

Kartoffeleszår
r seine

612 Pfd. Kartosfeln6 Pfd. Salz bedarfe.n·
, Us»Wollen

damit nur darauf hinweisen, daß die armeren

Klassen, welche sich von weniger nahrhaften Lebens-
mitteln ernähren müssen- pkp Kypf eine ungleich
größere Quantität Salz ,kVUsumiren-müßten als
die wohlhabenderen Klassen, und diese Folgledrungist zur Beurtheilung der Wirkung des Salz-z onos

pols auf das-Wohlbefi»nden.der Bevölkerung, und

wie diese Besteuetmsksichauf die einzelnen Staats-
angehörtgexl ye«tthe1.,t,»vonschwerem Gewicht

«

Briefkgftfme.Herrn L. in W. -

Ihren Bri «abenwir erhalten, und

werden wir uns nach Krästensbemüen.
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